
Peter März/Rahmenbedingungen deutscher Staatlichkeit 

Rahmenbedingungen deutscher 
Staatlichkeif 1945 bis 1990. 

PeterMärz 

I. Die Ausgangslage 

"Nach dem endgültigen Verschwinden des 
alten europäischen Hegemonialproblemes tritt 
automatisch das jüngere Weltproblem des 
russisch-englischen, heute des russisch­
angelsächsischen Gegensatzes, in den Vorder­
grund. ( ... )Hüten wir uns aber vor allem auch, 
im Augenblick hervortretende Linien einfach 
in die Zukunft zu verlängern und darüber zu 
vergessen, dass in der wilden Jagd der Er­
scheinungen die eben zusammengeballten 
Wolken durch unerwartete Entwicklungen 
auch wieder auseinandergetrieben werden 
können. In der Tat, es wäre vermessen, vor­
auszusagen, auf welchen Wegen und Umwe­
gen die Tendenz zur Vereinheitlichung des 
täglich schrumpfenden Erdballes ihr Ziel 
erreichen könnte." 1 

Diese wenigen Sätze aus dem Resümee 
des berühmten Essays von Ludwig Dehio 
aus dem Jahre 1948 über Gleichgewicht 
und Hegemonie fixieren eine Wahrneh­
mung, die sich auf zwei Zäsuren richtet: 

Die Zäsur des Kriegsendes 1945 und des 
mit ihm verbundenen endgültigen Zu­
sammenbruches der klassischen europäi­
schen Grossmachtkulisse, die Dehio 
bekanntlich mit der frühen Neuzeit be­
ginnen lässt, und die noch gar nicht 
erkennbare, geistig bereits von ihm anti­
zipierte Zäsur des Endes der Stmktur des 
Kalten Krieges und des weltpolitischen 
Duopols in den Jahren 1989 bis 1991. 

Gekürzter Vorabdruck aus "Vierzig Jahre 
deutsche Zweistaatlichkeit. Eine Bilanz"; 
hg. von Peter März; München 1999 (im Er­
scheinen). Der Aufsatz folgt den neuen 
Rechtschreibregeln. AusfUhrliehe Literatur­
angaben befinden sich im Anhang. 

1 Dehio 1948, S. 231 f. 

117 

Wenn wir vor dem Hintergrund dieser 
welthistorischen Dramaturgie nach Rolle 
und Wandlungen deutscher Staatlichkeil 
von der Kapitulation in Reims und 
Karlshorst im Mai 1945 bis zum Inkraft­
treten des Zwei-Plus-Vier-Vertrages vom 
September 1990 fragen, so sind dreierlei 
Besonderheiten vorrangig in Betracht zu 
ziehen: 

Einmal die Lehren, die die westlichen 
Siegermächte aus der verpfuschten Frie­
densordnung von 1919 zogen, die das 
Reich im Bewusstsein einer stigmati­
sierten Isolation zurückliess und ihm 
zugleich doch nicht die Fähigkeit zu 
machtpolitischen Alleingängen nahm. 2• 

Der zweite Faktor, den es hervorzuheben 
gilt, ist die deutsche Teilung, de facto 
1948 mit der Konstituierung einer neuen 
Wäh!Ungs- und Wirtschaftsordnung wie 
der Vorbereitung einer neuen konstitu­
tionellen Ordnung im Westen des Landes 
und der nunmehr offenen Durchsetzung 
marxistisch-leninistischer Strukturen in 
seinem Osten vollzogen. 

Der dritte Faktor schliesslich ist die 
dauerhafte und fortwirkende Belastung 
Deutschlands durch das nationalsoziali­
stische Menschheitsverbrechen der Shoa 
wie die weiteren massenhaften Verbre­
chen an Sinti und Roma und den okku­
pierten slawischen Völkern und schliess­
lich durch die nationalsozialistische 
Ambition zur skmpellosen Durchsetzung 
eines Weltherrschaftsanspruches. 

Es ist in den gewissermassen pragmati­
schen Aufbaujahrzehnten der 50er und 
60er Jahre in Westdeutschland bei allen 
Wahrnehmungen dieses "Erbes" nicht 
hinreichend erkannt worden, was es auf 
lange Zeit nicht nur fiir die psychische 
und geistige Struktur des Landes, son­
dern auch fiir seine Stellung in der inter­
nationalen Umgebung bedeuten musste. 
So hat erst die neuere Forschung deutlich 
gemacht, dass selbst eine der Bundesre­
publik und ihren Interessen so gewogene 

2 vgl. Deutschland in Europa 1997. 
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Figur wie der amerikanische Aussenmi­
nister der Eisenhower-Ära John Poster 
Dulles von Misstrauen gegenüber deut­
schen Rückfällen in chauvinistische 
Alleingänge, gerade bei aller Verbun­
denheit mit der Person Konrad Adenau­
ers, nie frei wurde.3 Es sei hier zugleich 
einem weiteren, in der breiteren Öffent­
lichkeit nach wie vor weit verbreiteten 
Klischee in die Parade gefahren: 

Es war offenkundig nicht so, dass die 
angelsächsischen Mächte im Hinblick 
auf das künftige Nachkriegsdeutschland 
wie in einem linearen Prozess eine ge­
wissermassen immer kooperativere Posi­
tion einnahmen, die französische politi­
sche Klasse hingegen in Gänze gewis­
sermassen auf einen Karthagofrieden 
fixiert war. Vor allem die monumentale, 
1997 erschienene Analyse von Dietmar 
Hüser über "Frankreichs doppelte 
Deutschlandpolitik 1944 - 1950" zeigt 
klar, dass schon im Londoner Exil, wenn 
auch gewiss noch embryonal, erwogen 
wurde, was zum Schurnarr-Plan von 1950 
und damit letztlich zur Europäischen 
Union unserer Tage flihrte: 

"Für die Planer kam eine 'Morgenthauisie­
rung' Deutschlands deshalb nicht in Frage, 
weil eine Zerstörung des deutschen Wirt­
schafts- und Industriepotentials nicht nur im 
Herzen Europas verheerende Konsequenzen 
zeitigen musste, sondern dem europäischen 
Wiederaufbau insgesamt eine entscheidende 
Quelle entzog. Niemand bestritt ernsthaft die 
fundamentale Bedeutung eines produzierenden 
Deutschlands im Nachkriegseuropa. Es galt die 
deutsche Wirtschaftskraft zu bändigen, zu 
konsolidieren und langfristig zu integrieren, 
nicht zu ruinieren. Es galt sie zu nutzen, nicht 
zu verschleudern. Es galt sie relativ zu schwä­
chen, nicht absolut. "4 

Im Hinblick auf die Neugestaltung Euro­
pas nach 1945 kommt es aber zunächst 

Zum Gesamtkontext siehe Frei 1996, 
Brachhagen 1994, zu Dulles und seiner 
Deutschlandpolitik siehe Felken 1993. 
Hüser 1996, S. 238. 
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und vor allem auf die Erwartungen und 
Projekte der verbliebenen beiden Welt­
mächte an. Für die Sowjetunion und 
ihren Blick auf Deutschland konstatiert 
Hannes Adomeit eine Mischung von drei 
Optionen: 

"I. Eine Revolutionierung des sozialen und 
ökonomischen Systems ganz Deutschlands 
unter der Führung einer sowjetisch kontrol­
lierten kommunistischen Partei; 

2. eine grundlegende Schwächung des wirt­
schaftlichen und militärischen Potentials 
Deutschlands, verbunden mit Gebietsabtretun­
gen; 

3. eine von den Vier Mächten durchgeftihrte 
und langfristig durchgesetzte Teilung oder 
Zerstückelung."5 

Gerhard Wettig hebt eine Ambivalenz 
sowjetischer Zielsetzungen im Hinblick 
auf die Mitte Europas hervor. Für ihn 
existieren nebeneinander: "der Wille zur 
Ausbreitung der eigenen Macht und des 
eigenen Systems sowie der Wunsch nach 
Fortsetzung der Zusammenarbeit mit den 
angelsächsischen Mächten."6 

Neben einer langfristig angelegten offen­
siven Grundrichtung der sowjetischen 
Politik, die sich zweckrational zunächst 
die Potenzen Deutschlands wie des W e­
stens im Wege friedlicher Kooperation 
zunutze gemacht hätte, müssen freilich 
auch spontane, nicht zuletzt durch Stalins 
ganz persönliche Sozialisation als Liqui­
dator der früheren bolschewistischen 
Führung bedingte Muster, Einstellungen 
und Haltungen gesehen werden. Danach 
übertrug er das Bild vom finsteren 
Kampf ums Überleben, das er sich als 
Revolutionär wie Diktator angeeignet 
hatte, auch auf die internationale Kon­
stellation und sein Verhalten gegenüber 
den westlichen Führungsmächten, offen­
kundig noch einmal forciert nach dem 
Tode Präsident Roosevelts im April 
1945: 

5 Adomeit 1997, S. 334. 
Wettig 1996, S. 106. 
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"Stalins finstere, zynische Natur zwang ihn, 
bei seinen westlichen Gegenspielern nach 
ähnlichen Eigenschaften Ausschau zu halten. 

Sein misstrauischer Charakter verflihrte ihn 

dazu, westlichen Regierungen dieselbe Fähig­

keit zu Verschwörungen zuzuschreiben, die er 
sich selbst und seinem Regime zutraute. ( ... ) 

Die Methoden, die er wählte, um auf das, was 
er als westliche Böswilligkeit verstand, zu 

reagieren, verstärkten antisowjetische Stim­
mungen im Ausland sogar häufig."7 

Hannes Adomeit hat kürzlich die sich aus 
diesen persönlichen Strukturmerkmalen 
Stalins, aber auch seines Aussenministers 
Molotow ergebenden Verhaltensmuster 
und die generellen Handlungsbedingun­
gen und Sichtweisen sowjetischer Politik 
in eine neue umfassende Zusammen­
schau gebracht. Danach ging dieses 
"System" von der selbstverständlichen 
Verfügung über die Kriegsbeute in Euro­
pa bis zur Eibe aus und gab zugleich dem 
Westen die Schuld am Ausbruch des 
Kalten Krieges, weil dieser den legitimen 
Besitz der so definierten sowjetischen 
Kriegsbeute und die in historischen Ge­
setzmässigkeiten angelegte offensive 
Stossrichtung russischer bzw. sowjeti­
scher Politik in ihrer Berechtigung nicht 
anerkennen wolle. Als der amerikanische 
Botschafter Averell Harriman Stalin 
fragte, ob er, vor wenigen Jahren noch 
von den Deutschen unmittelbar vor sei­
ner Hauptstadt bedroht, nun darüber 
erfreut sein könne, mit den Westmächten 
Berlin besetzt zu halten, antwortete der 
sowjetische Diktator: "Zar Alexander 
kam bis Paris"8

. In der Folge habe die 
Sowjetunion, so Adomeits Kemthese, ihr 
im und unmittelbar nach dem Zweiten 
Weltkrieg erweitertes Imperium nur um 
den Preis einer Konfrontation mit dem 
Westen erhalten können, die ihre Res­
sourcen überforderte und das Imperium 
überdehnte. Aber aus Prestige- und Be­
sitzstandsdenken habe bis Gorbatschow 

7 Subok, Pleschakow, 1997, S. 4 7. 
8 Adomeit 1998, S. 72. 
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keine der Nachfolgeführungen den ratio­
nal gebotenen Rückzug eingeleitet.9 

In der Rückschau betrachtet, hat der 
Westen sehr schnell reagiert: Nicht nur in 
der amerikanischen Politik, bei der eine 
kritischere Sichtweise der Sowjetunion 
schon vor Kriegsende zunehmend be­
merkbar wurde, 10 machte der immer 
desillusioniertere Blick auf das Gesche­
hen östlich des nieder gegangenen Eiser­
nen Vorhangs Energien frei, die 
schliesslich in die Containment-Politik, 
damit in der Konsequenz in den Aufbau 
einer eigenen Währungs-, Wirtschafts­
und Sozialordnung in Westdeutschland 
und eine Staatsgründung in seinem Rah­
men münden sollten. Vor allem die briti­
sche Politik, zunächst noch auf die Be­
wahrung von möglichst viel Weltmacht­
status durch Erhalt einer Mittelposition 
zwischen den neuen "Flügelmächten" 
bedacht, zeigte sich vom Beobachtungs­
posten Westberlin aus desillusioniert 
angesichts der so rapide fortschreitenden 
Gleichschaltung aller Institutionen und 
Lebensbereiche in der sowjetischen 
Besatzungszone, auch wenn der offene 
Übergang zur Stalinisierung dort be­
kanntlich erst ab 1948 erfolgte. Die Kon­
sequenz daraus war: 

"Dem Anfall von Resignation folgte auf briti­
scher Seite immerhin die Erkenntnis, dass 
London, wenn es in Deutschland dem sowjeti­

schen einen eigenen Entwurf entgegensetzen 

wollte, nicht nur des amerikanischen Verbün­
deten, sondern, kaum ein Jahr nach Kriegsen­

de, schon deutscher Partner bedürfte."11 

//. Handlungsbedingungen in denfrühen 
fünfziger Jahren 

Für die Entwicklung der beiden im Sep­
tember I Oktober 1949 konstituierten 

9 Die ' Urthese' ist offenkundig entlehnt von 
Kennedy 1989. 

10 Mit einer unnötig negativ wertenden Ten­
denz dieser Entwicklung Greiner 1995. 

11 Maetzke 1996, S. 432. 
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deutschen Staatlichkeiten erweist sich im 
Rückblick ein rund 10 Monate später 
eingetretenes Ereignis, der Ausbruch des 
Korea-Krieges im Juni 1950, als von 
zentraler Bedeutung. Er war zumindest 
der Anlass, um die Normalisierung und 
Konsolidierung beider deutscher Staaten 
in den Blöcken, mit der jeweiligen 
Blockräson, entscheidend voranzutrei­
ben. Für die Bundesrepublik begann der 
Zusammenhang von Wiedervereini­
gungsforderung, Übertragung weit ge­
hender Souveränität und Integration in 
den Westen unter Einschluss gerade auch 
einer Wiederbewaffnung mit der New 
Yorker Konferenz der westlichen Sie­
germächte vom Sommer 1950 Gestalt 
anzunehmen, wenn sich auch die franzö­
sische Seite noch lange ausserordentlich 
reserviert zeigte. Die DDR agierte in 
ihrer Rolle als Funktionsträger sowjeti­
scher Politik. In der Rückschau schürzt 
sich für viele der Knoten dieser Ent­
wicklungen auch heute noch im be­
rühmten Notenwechsel von 1952 über 
Wiedervereinigung und Neutralisierung 
Deutschlands. Dabei haben vor allem die 
Forschungen Gerhard Wettigs in den 
sowjetischen Archiven der letzten Jahre 
hinreichend klar gezeigt, dass die sowje­
tischen Angebote nie in die Sichtweite 
jener Linie gerieten, von der aus eine 
westliche Akzeptanz in den Bereich des 
Möglichen gerückt wäre. Ein nach diesen 
Vorstellungen wiedervereinigtes 
Deutschland hätte nicht die Chance er­
halten sollen, sich aus dem Sog sowjeti­
scher Hegemonie und sowjetischer Pe­
netrationsbemühungen frei zu schwim­
men. Die propagandistische Komponente 
- den Fortgang der westlichen Integration 
zu stören, gegen sie in W estdeutschland, 
gegenläufig aber auch in Frankreich eine 
Art nationaler Opposition zu mobilisie­
ren - hat eindeutig überwogen. 12 Mehr 
noch: Während Ende 1951 im sowjeti­
schen Aussenministerium die Vorberei­
tungen für die Notenoffensive liefen, die 

12 Wettig 1993 . 
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Textegewissermassen den letzten Schliff 
erhielten, kamen seit Spätherbst 1951 
zugleich die Vorbereitungen für die II . 
Parteikonferenz der SED in Gang, die im 
Juli 1952 den Beschluss zum Aufbau des 
Sozialismus in der DDR mit allen sich 
daraus ergebenden politisch-strate­
gischen Folgen fasste. 13 Auch die herme­
tische Abschliessung der innerdeutschen 
Grenze im Mai 1952 erfolgte nicht 
spontan - etwa wegen der gleichzeitigen 
Unterzeichnung von Deutschland- und 
EVG-Vertrag in Bonn bzw. Paris, son­
dern war über längere Zeit vorher geplant 
worden. 

Bemerkenswert ist auch, dass Stalin mit 
der propagandistischen Komponente 
seiner Offerte Opfer einer Fehleinschät­
zung wurde; mit nationalen Leitbildern 
konnte man im Westeuropa der fünfziger 
Jahre nicht mehr Punkte machen wie im 
Westeuropa der dreissiger Jahre. Wohl­
fahrt, Sicherheit, Freiheit waren zu be­
stimmenden Kriterien für die politische 
Lebensordnung geworden, 14 auch eine 
Voraussetzung daflir, dass Supranationa­
lität nun anders als in der Zwischen­
kriegszeit denk- und durchsetzbar war. 
Spiegelbildlich gilt flir die westliche 
Position: 

"Die Untersuchung der amerikanischen Politik 
( ... ) lässt keinen Zweifel daran, dass die Neu­
tralisierung Deutschlands von der Regierung 
Truman zu keinem Zeitpunkt ernsthaft erwo­
gen wurde. In diesem Punkt unterschieden die 
USA sich nicht vom Bundeskanzler. Briten 
und Franzosen unterstützten diese Politik 
gleichermassen, vielleicht sogar noch stärker 
als die USA. Deutschland wäre nicht Öster­
reich, und die europäischen Mächte waren mit 
dem Status Quo nicht unzufrieden." 15 

Mit anderen Worten: zwischen westli­
chen und sowjetischen Vorstellungen gab 
es im Hinblick auf ihre Kompromissfä-

13 Wettig 1997, S. 71. 
14 März 1982, S. 421 ff. mit entsprechenden 

demoskopischen Befunden. 
15 Rupieper 1991, S. 298. 
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higkeit, was die Staatenstruktur in Mit­
teleuropa anlangte, keine Schnittmenge 
und so war eine Übereinkunft von Anbe­
ginn an keine realistische Alternative. 

Auf die Rolle des Bundeskanzlers in 
dieser Konstellation kann hier nicht 
ausführlich eingegangen werden. Ein 
Punkt, über den lange gerätselt worden 
ist, verdient aber hervorgehoben zu wer­
den. Adenauer, der 1952 in einer der 
vielen Gesprächsrunden mit den Hohen 
Kommissaren formulierte "ich habe auch 
einen Alptraum, und der heisst Pots­
dam" - Aderrauer war es offenkundig 
selbst, der in die ursprüngliche, 1951 
erarbeitete Fassung des General-, später 
Deutschlandvertrages die sogenannte 
"Bindungsklausel" Art. 7 Abs. 3 einfU­
gen liess. Diese sollte sicherstellen, dass 
ein wiedervereinigtes Deutschland die 
Rechte und Pflichten der Bundesrepublik 
aus den Westverträgen von 1952 über­
nehme, somit aus der Integration nicht 
ausbrechen könne. Diese Bindungsklau­
sel wurde in ihrer Eindeutigkeit von der, 
wenn man das einmal so bezeichnen 
mag, "nationalen" Opposition in der 
Bundesrepublik, verbunden mit Namen 
wie Kari-Georg Pfleiderer, FDP, 16 Paul 
Sethe, Mitherausgeber der F AZ, und 
Jakob Kaiser, Bundesminister ftir Ge­
samtdeutsche Fragen, ja selbst vom CDU 
/CSU-Bundestagsfraktionsvorsitzenden 
Heinrich von Brentano, attackiert und bei 
einem letzten Verhandlungspoker von 
Koalitionspolitikern mit US-Aussen­
minister Acheson kurz vor Vertragsun­
terzeichnung in Bann Ende Mai 1952 
gewissermassen "entschärft". Dem Bun­
deskanzler hatten diese Opponenten das 
abgerungen. In der schliesslich in Kraft 
getretenen Fassung des Vertrages aus 
dem Jahr 1954, nach dem Scheitern der 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft 
in der französischen Nationalversamm­
lung, taucht sie überhaupt nicht mehr auf. 
Was aber bewog Adenauer, nicht seine 

16 Zuletzt Jansen 1997. 
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westlichen Verhandlungspartner, über­
haupt zu dieser Initiative? 

"Diese Klausel sollte die Westmächte dazu 
verpflichten, einem wiedervereinigten 
Deutschland dieselben Freiheiten und densel­
ben rechtlichen Status zuzugestehen wie der 
Bundesrepublik nach dem Abschluss des 
vorliegenden Vertrages. Ausserdem wollte 
Adenauer durch eine präzisere Formulierung 
der alliierten Vorbehaltsrechte sichergestellt 
sehen, dass die Westmächte ihre Rechte nicht 
etwa als Feibrief missverstünden, im Namen 
der Bundesrepublik einen Friedensvertrag 
abzuschliessen."17 

Aus Sicht des Kanzlers sollte also der 
Schutz vor einem Rückzug der Vertrags­
partner aus dem Vertragsverhältnis was­
serdicht, gleichberechtigte Teilhabe der 
Bundesrepublik an der westlichen Inte­
gration gegen alle historischen Unwäg­
barkeiten sichergestellt werden. Wieder­
vereinigung ja, aber ohne Preisgabe des 
für die Bundesrepublik Erreichten. 

Wenn man will, kann man von hier aus 
über die Jahrzehnte eine doppelte Linie 
ziehen. Der eine Strang ftihrt zu den 
Überlegungen, die Waldemar Besson in 
seiner Geschichte bundesdeutscher Au­
ssenpolitik aus dem Jahre 1970, also zur 
Zeit der Anfange der sozialliberalen 
Koalition, ausgebreitet hat. Am Ende 
dieser Analyse steht die Fixierung auf die 
westdeutsche Staatlichkeit als eine sich 
selbst genügende mit eigener Räson: 

"Historische Erfahrungen und weltpolitische 
Bedingungen haben so dazu geführt, dass 
Bonn nicht deutsche, sondern westdeutsche 
Politik machte und schliesslich konsequent von 
den Erfordernissen des eigenen Staates her 
dachte und handelte."18 

In diesen Bedingungsrahmen passte eine 
Bindungsklausel als Ausdruck westlich­
westdeutscher Interessenidentität 

Der zweite Strang ftihrt bis zum Jahr 
1990. Die Bindungsklausel ist zwar 

17 Frohn 1996, S. 500 f. 
18 Besson 1970, S. 456. 
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schliesslich aus dem Deutschlandvertrag 
verschwunden. Gleichwohl liest sich der 
Zwei-Plus-Vier-Vertrag vom 12. Sep­
tember 1990 wie die nahezu oder sogar 
vollständige Durchsetzung dessen, was 
Adenauer und seine Mitarbeiter wie 
Hallstein, Grewe und Blankenhorn auf 
der einen Seite und die westlichen Sie­
germächte auf der anderen Seite im 
Herbst 1951 skizziert haben: mit einem 
Zeitverzug von nahezu vier Jahrzehnten 
wurde all das konzediert, was an westli­
chen Essentials für die deutsche Wieder­
vereinigung festgelegt war: 

1. Wahrung der freiheitlichen Staats- und 
Gesellschaftsordnung, 

2. Einbindung in europäische Integration, 

3. Aufrechterhaltung der deutschen Teil­
habe an der westlichen Sicherheitsge­
meinschaft. 

111. Die Berlin-Krise 1958-1963 

Die Zäsur der zweiten grossen Berlinkri­
se von 1958 bis 1962 für die Dramaturgie 
des Geschehens in und um Deutschland 
ist heute unbestritten. Die meisten deut­
schen Beobachter legen dabei den 
Hauptakzent auf die Umorientierung der 
sozialdemokratischen Deutschlandpoli­
tik, vor allem in Gestalt der konzeptio­
nellen Überlegungen Egon Bahrs, die 
nach der Frustration des Mauerbaues in 
die Anerkennungspolitik der soziallibe­
ralen Koalition zur Wahrung der kom­
munikativen Einheit der Nation am Be­
ginn der 70er Jahre gemündet hatten. 19 

Diese historische Linie wird gewiss 
zurecht gezogen, ihr muss aber minde­
stens noch eine weitere zur Seite gestellt 
werden. Das entscheidende Moment des 
Wandels war die tiefe Verunsicherung 
der Banner Politik, namentlich im Um­
feld des Bundeskanzlers, über die Ver­
lässlichkeit der beiden angelsächsischen 
Verbündeten. Schon die mit dem Namen 

19 Vogtmeier 1996. 
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"Radford"-Plan verbundene strategische 
Umorientierung der USA in der zweiten 
Hälfte der 50er Jahre und manche Kon­
takte zwischen Präsident Eisenhower und 
Parteichef Chrustschow, vor allem aber 
die aus dieser Sicht unzuverlässige Hal­
tung des britischen Premierministers 
Macmillan gegenüber dem Kreml hatten 
im Bundeskanzleramt zunehmendes 
Misstrauen gesät. Nun kam extrem ver­
schärfend hinzu, wie Washington und 
London auf das Berlin-Ultimatum 
Chrustschows von 1958 und den Bau der 
Mauer 1961 reagierten: indem sie sich 
nämlich nicht nur auf die Westberlin 
betreffenden Essentials zur Erhaltung 
von dessen Freiheit und Lebensfahigkeit 
beschränkten, sondern augenscheinlich 
unter sowjetischem Druck auch bereit 
waren, neue internationale Institutionen 
ausserhalb des Kreises der Siegermächte 
zur Überwachung der Verkehrsverbin­
dungen zwischen Westberlin und dem 
Bundesgebiet zu akzeptieren.20 Damit 
aber schien die Statik in Deutschland und 
Europa gefährdet. 

Eine Konsequenz, die im Bundeskanzler­
amt gezogen wurde, war die Wendung 
zum gaullistischen Frankreich,21 bei dem 
es hier augenscheinlich kein Wackeln 
gab - und dies obwohl Charles de Gaulle 
nach seiner Rückkehr an die Macht 1958 
als einen seiner ersten Schritte sofort die 
noch von der Vierten Republik eingelei­
tete geheime Nuklearforschung mit der 
Bundesrepublik und Italien suspendiert 
hatte. Schliesslich galt es ftir ihn, den 
herausgehobenen Status Frankreichs 
durch seinen Aufstieg zur einzigen Nu­
klearmacht im Westen des Kontinents zu 
unterstreichen. 

Gleichwohl: die Anlehnung Adenauers 
während der Berlin-Krise an Paris, in 
ihrer Chemie vielleicht vergleichbar mit 

20 Lemke 1995, S. 191. 
21 Mit stark gaullistischer Ausrichtung aus der 

Perspektive Adenauers Osterheld 1986; ins­
besondere S. 188 ff. 
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seiner Unterstützung der französischen 
und damit westeuropäischen Positionen 
in der Suez-Krise 1956- gegen damals 
sowjetischen wie amerikanischen Druck 
- erscheint in der Rückschau als erster 
Akt eines langen Prozesses, der in der 
Kooperation Helmut Schmidts und 
Giscard d' Estaings, damals gegen die 
harte amerikanische Politik nach dem 
sowjetischen Einmarsch in Afghanistan 
1979, und schliesslich im Zusammenwir­
ken von Helmut Kohl und Franyois Mit­
terand seine Fortsetzung fand . 

Gewiss, diese Linie ist vielfach durch­
brachen, schon durch die Atlantiker in 
der SPD22 und Teile der Union am Ende 
der Ära Adenauer, damals personifiziert 
in Aussenminister Schröder. Ein erster 
spektakulärer Erfolg gelang den "Atlan­
tikern" mit der Durchsetzung einer Erklä­
rung des Bundestages zum Ratifikati­
konsgesetz flir den deutsch-französischen 
Vertrag vom 22. Januar 1963, durch die 
den deutsch- französischen Beziehungen 
ihr privilegierter Status genommen wer­
den sollte. Aber die gaullistische west­
lich - kontinentaleuropäische Orientie­
rung deutscher Politik ist seitdem immer 
wieder mobilisiert worden. 

Zu fragen bleibt aber nicht zuletzt, wes­
halb die Sowjetunion 1958 so scheinbar 
aus heiterem Himmel die Konfrontation 
heraufbeschwor: Erstmals zum Kern der 
sowjetischen Motive und damit ins Zen­
trum der damaligen Konfliktstruktur 
scheint Andreas Wenger vorgedrungen 
zu sein23

. Danach handelte es sich zwi­
schen den beiden Weltmächten in einer 
Situation, in der noch nicht volle Kon­
fliktstabilität erreicht war, um eine Art 
Übergangsstadium. 1958 war weder 
politische noch militärische Stabilität 
erreicht: 

22 Ygl. Marcowitz 1996, zur nun atlantischen 
Orientierung der SPD mit Willy Brandt, 
Helmut Schmidt, Fritz Erler u.a., die ihrer 
"Regierungsfahigkeit" zweifellos zugute 
kam, insbesondere S. 132 ff. 

23 Wenger 1998. 

123 

Die Sowjetunion wollte, dass Bundesre­
publik und Westmächte von der Wieder­
vereinigungs- und damit territorialen 
Revisionsforderung Abstand nähmen; 
zugleich schien in der ausgehenden Ei­
senhower-Ära die Bundesrepublik trotz 
des im Zusammenhang mit den Pariser 
Verträgen ausgesprochenen Verzichts auf 
ABC-Waffen der faktischen VerfUgung 
über Nuklearwaffen24 zumindest sehr 
nahe zu kommen. Umgekehrt herrschte 
in Westeuropa die Sorge, nach dem 
Eintreten des nuklearen Patts und einer 
sowjetischen Zweitschlagsfähigkeit 
gegenüber dem amerikanischen Konti­
nent könne man nicht mehr rückhaltlos 
auf die Sicherheitszusagen aus Wa­
shington bauen - diese Einschätzung war 
eine der Voraussetzungen ftir die eigen­
ständige französische Nuklearpolitik. In 
dieser Situation zog Moskau in Berlin die 
Schraube an, zunächst ganz unabhängig 
von den eigenen Intentionen der DDR­
Führung, um in Mitteleuropa ein Ende 
des deutschen Wiedervereinigungsver­
langens und den Verzicht auf eine Nu­
klearisierung der Bundeswehr zu erzwin­
gen (jedenfalls auch künftig keine 
Sprengköpfe in deutscher Verfügung) 
und um gewissermassen die Legitimation 
des von Stalin bis 1948 gewonnenen 
Besitzstandes durchzusetzen. Dies gelang 
mit der Kennedy-Administration, die 
dafür grundsätzliche Bereitschaft zeigte; 
jedoch um den aus sowjetischer Sicht 
gewiss akzeptablen Preis der weiteren 
Integrität West-Berlins, die gewisserrna­
ssen als Mittel zum Zweck in einem 
grossen Pokerspiel eingesetzt worden 
war. Die zwischen Washington und 
Moskau schliesslich erreichte Gesamt­
konstellation manifestierte sich nach der 
Kuba-Krise 1962 auf zweierlei Weise: 

Erstens im nuklearen Teststoppabkom­
men von 1963, das Bundesrepublik und 
DDR unterschrieben - dazu blieben 
Kernsprengköpfe nun deutlich ausserhalb 

24 U.a. Aufrüstung der Bundeswehr mit Trä­
gersystemen. 
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deutscher VerfUgung - sowie zweitens in 
einem immer deutlicher werdenden 
Entspannungstrend, bei dem stetig der 
Druck auf Bonn wuchs, die territorialen 
Verhältnisse von 1945 endgültig zu 
akzeptieren. 

IV Bedingungsfaktoren der Neuen Ost­
politik 

In seinen Memoiren schreibt Henry 
Kissinger, seit 1968 der wichtigste Mann 
ftir die amerikanische Aussenpolitik: 

"Ich hatte Adenauer und seine weise Politik 
aufrichtig bewundert, mit der er alle anderen 
Überlegungen der Notwendigkeit unterordnete, 
seinem Land den Ruf der Zuverlässigkeit und 
Standhaftigkeit zurückzugewinnen. Aber in 
den 70er Jahren musste die Wiedervereini­

gungspolitik Adenauers die Bundesrepublik 

zunehmend in Konflikte mit ihren Verbünde­
ten und den neutralen Staaten treiben. Man 
hätte sich, wenn sie diesen Kurs weiter ver­

folgt hätte, unter Umständen in einer Krise mit 
dem Osten praktisch allein gesehen. Es war 
Brandts historisches Verdienst, dass er die 
Deutschland aufgezwungenen Belastungen und 

A.. f 0 h h t " 25 ngste au s1c genommen a . 

Man kann in diesen Sätzen die weltpoli­
tischen Rahmenbedingungen für die 
sogenannte Neue Ostpolitik der sozialli­
beralen Koalition abgesteckt finden. 
Hinzu kam das bekannte innerdeutsche 
Kalkül, namentlich des spiritus rector 
dieser Politik, Egon Bahrs, durch die in 
Vertragsform gekleidete Akzeptanz der 
in Europa gegebenen Verhältnisse - die 
Frage letzter völkerrechtlicher Vorbe­
halte bleibt hier ausgeklammert -, Frei­
räume flir die Wahrung und Stärkung der 
Nation als Begegnungs- und Kommuni­
kationsgemeinschaft zu gewinnen. Nicht 
ohne Grund ist das Wort "Nation" in 
diesen Jahren ~eradezu inflationär ge­
braucht worden. 6 Der wesentliche kodi-

25 Kissinger 1979, S. 442. 
26 Die einschlägige Selbstbeschreibung bei 

Bahr 1996. 
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fizierte Niederschlag dieser Politik waren 
der deutsch-sowjetische und der deutsch­
polnische Vertrag von 1970, das Berlin­
Abkommen der Vier Mächte von 1971, 
der Grundlagenvertrag zwischen den 
beiden deutschen Staaten von 1972 und 
schliesslich der Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik und der Tschechoslowa­
kei von 1973. Auch die CDU/CSU, nach 
20 Jahren in die Opposition versetzt, 
musste die Erfahrung machen, dass die 
westlichen Partner dieser Politik im 
Prinzip sehr wohlwollend gegenüber 
standen. Der "Reisediplomat" der Union, 
Kurt Birrenbach, brachte, als 1972 die 
Ratifikation des deutsch-sowjetischen 
Vertrages im Bundestag gefährdet 
schien, aus den von ihm besuchten 
Hauptstädten den Eindruck mit: 

"Insgesamt hielten alle Regierungen, trotz der 
Bedenken, die sie mir gegenüber zu den Ost­
verträgen äusserten, diese in neuen Verhand­
lungen mit der Sowjetunion für schwerlich 
korrigierbar ( ... ). In den meisten Ländern 

befürchtete man eine Gefährdung der inzwi­
schen eingeleiteten Enspannungspolitik."27 

So galt diese Politik solange als vollauf 
kompatibel mit den westlichen Grundpo­
sitionen, solange sich nicht die Gefahr 
abzeichnete, dass die Bundesrepublik bei 
ihrer Verfolgung machtpolitisch oder 
auch psychologisch und geistig einen 
Rubikon überschritt, der sie in das ma­
gnetische Feld der Sowjetunion brächte. 
Henry Kissinger, als Historiker an den 
Gleichgewichtskonstellationen des 19. 
Jahrhunderts geschult, hat diese Sorge 
ebenso empfunden, wohl auch überzo­
gen, um sich selbst stärker ins Spiel zu 
bringen, wie auch die französische Seite. 
Über die Einschätzung von Präsident 
Pompidou hält Georges-Henry Soutou 
fest: 

"Entscheidend war, dass Pompidou offensicht­
lich die erste Stufe der Ostpolitik mit der 
Anerkennung der Nachkriegsrealitäten und 
besonders der Teilung Deutschlands unter-

27 Birrenbach 1984, S. 393 . 
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stützte, dass er aber aufgrunddes Nutzens, den 
Moskau daraus ziehen konnte, und aufgrund 
der vermuteten Motive Brandts weitaus weni­
ger begeistert über die mögliche Entwicklung 
der Banner Politik gegenüber dem Osten war 
( ... ). Doch diese Politik konnte fehlschlagen. 
Die zunehmenden Kontakte zwischen beiden 
deutschen Staaten konnten den Sowjets dien­
lich sein und anstatt zu einer 'Destabilisierung 
des Ostens' zu einer Destablisierung des 
Westens und zu vermehrtem sowjetischen 
Einfluss flihren."28 

Spiegelbildlich ist im übrigen bemer­
kenswert, dass sich auch in der Sowjet­
union zunehmend Sorgen breit machten, 
die DDR könne im Ergebnis der Ent­
spannungspolitik zuviel Manövrierraum 
gewinnen, so dass sie, vor allem gestützt 
auf bundesdeutsche wirtschaftliche Un­
terstützung, gewissermassen nach We­
sten abschwimme. Diese Linie zieht sich 
vom Sturz Walter Ulbrichts - Hoenecker 
galt damals ja als verlässlicher - bis zur 
Phase der Nachrüstungsdiskussion Ende 
der 70er, Anfang der 80er Jahre und zu 
den Milliardenkrediten, die sich vor 
allem mit den Namen Strauss und 
Schalck-Golodkowski verbinden und die 
in einer Zahlungsbilanzkrise auch ein 
Stück Handlungsfreiheit der DDR­
Führung gegenüber der eigenen Vor­
macht mit sich brachten. Das bis 1987 
ftir Erich Honecker immer wieder ver­
längerte de facto-Verbot zum Besuch der 
Bundesrepublik gehört noch in diesen 
Zusammenhang steter Disziplinierung 
der Ostberliner Führung:29 Als - auf dem 
Höhepunkt der Auseinandersetzung um 
die Frage der Mittelsteckenraketen -
Ende August 1984 Programm und Kom­
munique ftir einen Besuch Erich Honek­
kers in der Bundesrepublik ausgearbeitet 
waren, legte sich die Sowjetunion quer; 
schon am 27. Juli 1984 attackierte die 
Prawda Bundesrepublik und DDR glei­
chermassen, am 17. August 1984 wurde 

28 Soutau 1997, S. 173. 
29 Wiegrefe 1993, Kaiser 1997, Schroeder 

1998. 
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eine Politbüro-Delegation unter Führung 
Honeckers in Moskau geradezu abge­
straft.30 

So sehr die Neue deutsche Ostpolitik der 
frühen 70er Jahre in hohem Masse mit 
den entspannungspolitischen Gesamtten­
denzen der westlichen Politik kompatibel 
war, so sehr taten sich in der weiteren 
Folge Risse, ja Gegensätzlichkeiten auf. 
Diese waren politisch-moralisch wie 
strategisch begründet: 

Politisch-moralisch insofern, als beim 
"Wandel durch Annäherung" für manche 
Beobachter der "Grenznutzen" dieser 
Politik von einem gewissen Punkt an 
überschritten schien. Sie schien nun eher 
geeignet, die östlichen Diktaturen zu 
stabilisieren, denn die Menschen gegen 
die Intentionen der kommunistischen 
Regime stärker zusammenzubringen und, 
wenn auch in kleinen Dosierungen, Ost­
europa mit einem Mehr an Freiheit zu 
infizieren. Die in diese Richtung vorge­
tragene Kritik ist vor allem in Timothy 
Garton Ashs Studie "Im Namen Europas. 
Deutschland und der geteilte Konti­
nent"31 ausgefiihrt. Gewissermassen als 
Lackmustest erweist sich aus dieser Sicht 
die französische und noch mehr die 
deutsche Politik in der Afghanistan- und 
in der Polen-Krise am Ende der 70er und 
in den frühen 80er Jahren, in einer Situa­
tion sich verhärtender Konfrontation, die 
von manchen Beobachtern als "zweiter 
Kalter Krieg" charakterisiert wird. Das 
Frankreich Giscard d' Estaings und die 
Bundesrepublik Helmut Schmidts hätten 
ein "crisis management" mit der Sowjet­
union einer konsequenteren, an men­
schenrechtliehen Kriterien orientierten 
Verurteilung der sowjetischen Interventi­
on in Afghanistan und einer demonstrati­
ven Unterstützung der Solidamosc vor­
gezogen. Dagegen kann dann vor allem 
die universal orientierte Menschen­
rechtspolitik von US-Präsident Jimmy 

3° Korte 1998, S. 204. 
31 Garton Ash 1993. 
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Carter und die harte Haltung seines 
Nachfolgers Ronald Reagan ins Feld 
geführt werden; wenn man so will, ein 
Gegensatz von europäischem, namentlich 
deutschem Machiavellismus und gesin­
nungsethischer Prinzipienpolitik.32 

Auf der strategischen Ebene äusserte sich 
dieser Gegensatz in der Nichtbereitschaft 
Helmut Schmidts, nach der sowjetischen 
Invasion in Afghanistan 1979 den ver­
schärften amerikanischen Kurs gegen 
Moskau mitzuverfolgen. Schon hier 
entstand das Bild von einer trotz global 
wachsender Konfrontationstendenzen 
möglichen Aufrechterhaltung eines re­
gionalen Entspannungskurses. Schmidt 
erklärte auf einer Wahlveranstaltung in 
Essen, auf die Konstellation der Juli­
Krise 1914 anspielend: "Wir können uns 
keine Gesten der Stärke leisten und keine 
markigen Zeichen der Unerschütterlich­
keit. Wir haben die Schnauze voll da­
von."33 Entspannung in Europa durfte 
freilich auch flir Schmidt nicht Hinnahme 
solcher Rüstungsungleichgewichte be­
deuten, dass sich daraus politische Er­
pressbarkeit entwickelte. Damit ist sein 
strategischer Ansatz flir den berühmten 
NATO-Doppelbeschluss in der Mittel­
streckenraketenfrage - gegen die Vorrü­
stung durch sowjetische SS-20-Systeme -
beschrieben. Unbestreitbar ist heute, dass 
die Nichtdurchsetzbarkeit dieses Kurses 
in der eigenen Partei auf Dauer wesent­
lich zum Ende der Kanzlerschaft Helmut 
Schmidts beitrug. Damit ergibt sich 
zugleich die bemerkenswerte Analogie, 
dass Regierungswechsel in der Bundes­
republik, jedenfalls bislang, mit wach­
senden Gegensätzen des jeweiligen Re­
gierungslagers zum Mainstream der 
westlichen Politik einhergingen: 

Beim quälend langen Abschied der Uni­
on von der Macht 1961 bis 1969 spielte 
zweifellos die Inkongruenz von westli­
chen Entspannungsambitionen und Bon-

32 Siehe auch Schmidt 1987. 
JJ Zit. nach Haftendorn 1983, S. 250. 
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ner Festhalten an offenkundig nicht mehr 
opportunen Rechtspositionen eine Rolle. 
1982 war es die Tatsache, dass grosse 
Teile des Regierungslagers das westliche 
Verständnis von Friedenswahrung und 
Sicherheit durch Gleichgewicht, Ab­
schreckung und dabei zu wahrender 
Zweitschlagsfähigkeit nicht mehr akzep­
tieren mochten. Dieses Umkippen mani­
festierte sich in der Entscheidung des 
Kölner SPD-Parteitages vom November 
1983 gegen eine Stationierung von neuen 
Mittelstreckenwaffen in der Bundesrepu­
blik.34 Von Reagan über Thatcher bis 
Mitterand wurde diese Orientierung eines 
ganzen Lagers in der Bundesrepublik, 
vereinzelt über Parteigrenzen hinaus, 
gegen die Grundlagen westlicher Sicher­
heitspolitik mit äusserstem Misstrauen 
gesehen. 

Im Hintergrund dieser Entwicklung sind 
mehrere Faktoren in der Bundesrepublik 
zu sehen: 

1. Eine sich auf prinzipielle moralische 
Grundhaltungen beziehende Abwendung 
von sicherheitspolitischen Gleichge­
wichtskalküls im Nuklearzeitalter. 

2. Eine die Legitimation des amerikani­
schen Ordnungsmodells und der ameri­
kanischen Hegemonie im atlantischen 
Raum in Frage stellende Grundhaltung, 
verbunden mit einer äquivalenten, teil­
weise positiven Sicht der kommunisti­
schen Systeme und dem Vorsatz, deren 
Gewicht dürfe nicht reduziert werden. 

3. In Kombination damit eine Art Rück­
zug auf das nationale, zumindest aber auf 
das kontinentaleuropäische Areal, wobei 
zumeist die fortdauernde Zweistaatlich­
keit Deutschlands respektiert, ja gut 
geheissen wurde, um die Alternative 
DDR am Leben zu halten. In diesem Fall 
ging es dann darum, die Besonderheit 
einer Zone von Abrüstung und Entmilita­
risierung auf europäischem Boden im 
Kontrast zur hochgerüsteten Umwelt 
hervorzuheben. Die hier zum Ausdruck 

34 Schmidt 1996, S. 448, Vogel1997, S. 188. 
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kommenden Positionen mündeten dann 
in die sogenannte "Nebenaussenpolitik" 
der SPD. Diese konkretisierte sich in 
Absprachen mit der östlichen Seite wie 
1985 zur Bildung einer chemiewaffen­
freien Zone, 1986 zu einem atomwaffen­
freien Korridor, 1988 zu einer "Zone des 
Vertrauens und der Sicherheit in Zentra­
leuropa", 1987 mit der SED auf der Ebe­
ne geistiger Auseinandersetzung im bis 
heute umstrittenen Grundsatzpapier über 
den "Streit der Ideologien und die ge­
meinsame Sicherheit." 

4. Schliesslich ist auf die vielfache Pene­
tration der Friedensrethorik aus der DDR 
in die Bundesrepublik zu verweisen, die 
in Teilen von Kirchen, Parteien und 
Medien zumindest begrenzten Erfolg 
hatte.35 

Wenn diese Gesamtkonstellation, zu 
Beginn der 80er Jahre symbolhaft zum 
Ausdruck gekommen in Krefelder Ap­
pell, Menschenketten und Protestkund­
gebungen im Bonner Hofgarten, 
schliesslich doch nicht zur beherrschen­
den Position in der westdeutschen Politik 
wurde, so lag dies einmal daran, dass sie 
historisch durch die Konzessionsbereit­
schaft der anhebenden Gorba­
tschowschen Politik - z.B. die 1987 
erreichte Nulllösung im Mittelstrecken­
bereich - überholt wurde, ferner auch 
daran, dass sich in Ostmitteleuropa, 
zunehmend auch in der DDR, eine unab­
hängige, das Friedensziel mit dem Men­
schenrechtsziel koppelnde Friedensbe­
wegung entwickelte, und schliesslich an 
der Konsequenz der Regierung 
Kohl/Genscher. Die Welle verebbte 
auch, weil sie sich kommunikativ nicht 
dauerhaft auf gleichem Niveau halten 
konnte. Das bedeutete aber zugleich 
nicht, dass das Regierungslager von 
dieser Welle unberührt geblieben wäre. 
Einmal waren auch die Politiker aus dem 
Regierungslager, ob aus Bund oder Län­
dern, bei ihren nun häufig gewordenen 

35 Boyens 1995. 
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Kontakten mit der DDR-Führung, na­
mentlich mit Erich Honecker, einer pe­
netranten Friedensrethorik ausgesetzt, 
etwa nach dem Grundsatz: was nutzten 
alle wirtschaftlichen, ökologischen oder 
gar menschenrechtliehen Fortschritte, 
wenn nicht der "Frieden" quasi als Ding 
an sich bewahrt und auf "aggressive" 
NATO-Rüstung verzichtet würde. Wie 
die hierzu mittlerweile veröffentlichten 
Dokumente, ob von Potthoff oder von 
Nakath/Stephan,36 zeigen, hat die west­
deutsche politische Führungsschicht 
dieses Trommelfeuer weitgehend ohne 
grundsätzlichen Widerspruch hinge­
nommen, aus Höflichkeit, teilweiser 
Akzeptanz oder vielleicht auch in der 
Erwartung, wenn man solch unvermeid­
lichen Zumutungen über sich ergehen 
lasse, dann könne man in den Bereichen, 
wo es innerdeutsch etwas zu regeln galt, 
zum "business" übergehen. Relativ resi­
stent erscheint hier nach Karl-Rudolf 
Kortes Untersuchung über die Deutsch­
landpolitik in Kohls Kanzlerschaft noch 
dieser selbst.37 

V. Das westdeutsche Milieu in den acht­
ziger Jahren 

Wenn es in den letzten Jahren vor dem 
Ende der DDR darum ging, die Rolle des 
Nationalstaates und seinen Stellenwert 
als Zielvorstellung zu beschreiben, dann 
wurde in den beiden grossen parteipoliti­
schen Lagern, allerdings mit unter­
schiedlichen Akzenten, zunehmend die 
Bedeutung der europäischen Einheit als 
Ersatz bzw. historisch legitime Weiter­
entwicklung ins Spiel gebracht. Ferner 
wurde vielfach die Formel vom Verfas­
sungspatriotismus, von der besonderen 
Dignität der Staatsbürgergemeinschaft ,38 

die Nation relativiere, gebraucht, innen­
politisch vielleicht eine Art Komple­
mentärbegriff zu Waldemar Bessons 

36 Potthoff 1995, Nakath/Stephan 1995. 
37 Karte 1998 passim. 
38 V gl. Roth 1995, S. 293 ff. 
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Vorstellung von der Bundesrepublik als 
sich selbst genügender Mittelmacht Im 
Blick nach aussen wurde der dauerhafte 
Fortbestand der deutschen Zweistaatlich­
keit zum einen mit der durch sie angeb­
lich verbürgten Stabilität in Europa be­
gründet, zum anderen mit der von deut­
scher Seite weiterhin zu leistenden Sühne 
für die Verbrechen des Nationalsozialis­
mus, eine Sühne, die allerdings die DDR­
Deutschen weitgehend exklusiv zu tragen 
hatten. Aus heutiger Sicht erscheint 
zudem schwer nachvollziehbar, wie 
wenig damals darüber reflektiert wurde, 
dass die Aufhebung der Teilung auch ein 
wesentliches Stück Stabilitätsgewinn für 
Europa bedeuten könne. 

Während sozialdemokratische Stimmen 
mehr an ein Zusammenwachsen ganz 
Europas dachten, bei dem die beiden 
deutschen Staaten im gemeinsamen Haus 
Europa künftig zwar weiter nebeneinan­
der, aber doch näher beieinander lägen, 
gingen europa-orientierte Überlegungen 
in der CDU stärker von der konkreten 
Entwicklung der Europäischen Gemein­
schaft aus. Wenn ohnehin durch die 
Intensivierung der Integration - 1987 
Einheitliche Europäische Akte - der 
Nationalstaat in seiner materiellen Sub­
stanz zunehmend ausgehöhlt und damit 
auf Dauer auch in seiner emotionalen 
Wertigkeit in Frage gestellt werde, wenn 
sich zugleich in der DDR ein eigenes 
Staatsbewusstsein auspräge, wie damals 
vielfach überschätzend angenommen 
wurde, dann könnten doch auch beide 
deutsche Staaten unter dem Dach einer 
fortentwickelten Europäischen Gemein­
schaft nebeneinander existieren und das 
Einheitsgebot des Grundgesetzes als in 
dieser Konstellation erflillt deklariert 
werdenm. 39 In der CDU standen flir 
solche Positionen damals etwa Kar! 
Lamers und Heiner Geissler. Der Wies­
badener Parteitag der CDU von 1988 
brachte hier zwar eine vorläufige Klä-

39 Roos 1996, insbesondere S. 275 ff. 
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rung; die, wenn man es so formulieren 
darf, "reinen" Europäer blieben noch in 
der Minderheit. Wie sich aber hier auch 
in der Union ohne die Zäsur von 1989/90 
der Diskussionsstand weiterentwickelt 
hätte, muss eine ebenso spannende wie 
offene Frage bleiben. Besondere Auf­
merksamkeit zieht natürlich die Haltung 
des Kanzlers und die Frage auf sich, wie 
sich seine Zielvorgaben bis zum Aus­
bruch der "Finalitätskrise" der DDR ab 
Sommer 1989 entwickelten. 

Folgen wir hier Karl-Rudolf Korte, dann 
ergibt sich für ihn in etwa folgender 
Befund: Überwindung der deutschen und 
europäischen Teilung; Freiheit für alle 
Deutschen; Einheit, die nicht expressis 
verbis als wiedervereinigter Nationalstaat 
definiert wurde. 

Kohl liess dabei die Positionen seiner 
wissenschaftlichen Ratgeber, etwa den 
Professoren Stürmer und Weidenfeld -
"der Nationalstaat der Deutschen ist 
zerbrochen"40 

- ebenso gelten wie die 
Kontinuität rechtlicher Ansprüche auf 
nationale Selbstbestimmung und Einheit. 
Eindeutige Festlegungen hielt er weder 
für notwendig noch flir sinnvoll. Für die 
Entwicklung seiner Deutschlandpolitik 
ist zugleich eine dezidiert immer kriti­
schere Sicht der DDR und ihrer Nomen­
klatura und eine zunehmende sprachliche 
Kühle gegenüber ihrem Führungsperso­
nal kennzeichnend, gerade auch beim 
Honecker-Besuch 1987 in der Bundesre­
publik. Zugleich gilt auch für ihn, wie flir 
die "Mannschaft" im Bundeskanzleramt, 
dass sie zum guten Teil "Opfer" der 
Fehlinformationen bzw. Schönfärbereien 
über den tatsächlichen Zustand der DDR­
Wirtschaft gegen Ende der 80er Jahre 
waren. 41 Für die politische Gesamtbe­
wertung heisst dies, dass bis weit in das 
Jahr 1989 hinein in der Bundesrepublik 
kaum gesehen wurde, dass eine in Euro-

40 Zit. nach Korte 1998, S. 90. 
41 vgl. Schroeder 1998, Dok. 34, MfS-Bericht, 

S. 716 ff. 



Peter März: Rahmenbedingungen deutscher Staatlichke il 

pa auf sich gestellte DDR, gewisserma­
ssen ohne die Nabelschnur der UdSSR 
und den abgeschirmten Schonraum des 
Comecon, sozial und wirtschaftlich nicht 
hätte bestehen können. Das innerdeutsch 
erreichte Niveau an Transferleistungen 
wäre auf rein europäischer Ebene gewiss 
nicht zu mobilisieren gewesen. Weiter 
erscheint in der Rückschau bemerkens­
wert, dass die Beftirworter eines ganz 
auf die Bundesrepublik bezogenen Ver­
fassungspatriotismus, also einer dezidiert 
wertbezogenen Ordnung, sich kaum mit 
der Tatsache befassten, dass nationale 
Einheit nicht zuletzt moralisch gebotene 
Beseitigung von Kriegsfolgelasten be­
deutete. 

VI. Bedingungsfaktoren der Wiederver­
einigung 

Durch welche aussenpolitischen Rah­
menbedingungen wurde die deutsche 
Wiedervereinigung möglich und in wel­
chem Kontext hat sie sich vollzogen? 

Zentrale Bedeutung hatte natürlich das 
sowjetische Abrücken von der Bresh­
new-Doktrin, also vom Interventionsan­
spruch in dissident werdenden "Bruder­
ländern," zuletzt eindrucksvoll manife­
stiert in einer Rede Gorbatschows am 
7.12.1988 vor den Vereinten Nationen.42 

Damit wurde ein neuer 17. Juni in der 
DDR zumindest sehr unwahrscheinlich. 
Zwar wollte man flir das angestrebte 
gemeinsame "Haus Europa" diesen Preis 
erbringen, dass er aber in der Konse­
quenz den gänzlichen Verlust des War­
schauer-Pakt-Areals bedeuten würde, 
haben Gorbatschow und sein Aussenmi­
nister Schewardnadse offenkundig nicht 
gesehen. 

Der seit Mitte der 80er Jahre den Satelli­
ten konzedierte viel grössere Spielraum 
bedeutete so noch keineswegs eine Ak­
zeptanz der deutschen Einheit. Bundes­
präsident v. Weizsäcker und Bundes-

42 Uschakow 1998, S. 701 f. 
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kanzler Helmut Kohl erfuhren dies sehr 
nachdrücklich bei ihren Besuchen 1987 
bzw. 1988 in Moskau. 

Die sowjetische Führung hat hier ihren 
grundlegenden Kurswechsel im Januar, 
mit Nachhutgefechten bis März 1990 
nach der Volkskammerwahl, vollzogen, 
nachdem alle Bemühungen, den Fortbe­
stand der DDR- und sei es auch in Form 
einer Vertragsgemeinschaft oder Konfö­
deration mit der Bundesrepublik - zu 
sichern, gescheitert waren. Die zunächst 
zum Erhalt der DDR eingesetzten Mittel 
waren die Installierung einer Reform­
fraktion aus der früheren SED in der 
Ostberliner Führung um Hans Modrow 
und das Bemühen, von Bonn zusätzliche 
finanzielle Ressourcen zu erhalten.43 

Gescheitert waren auch die Versuche 
Michail Gorbatschows, nach dem ihn 
persönlich stark irritierenden Zehn­
Punkte-Plan Bundeskanzler Kohls vom 
28. November 1997 zusammen mit Lon­
don und Paris eine Art Abwehrfront 
gegen die deutsche Einheit zu bilden. Die 
überlieferten Gesprächsinhalte von der 
Begegnung Gorbatschows mit Mitterrand 
am 6. Dezember 1989 in Kiew44 zeigen 
beispielhaft, wie nahezu identisch die 
Positionen zu diesem Zeitpunkt bei der 
Ablehnung einer schnellen deutschen 
Wiedervereinigung waren. Spielte An­
fang Dezember 1989 Kohls Zehn­
Punkte-Plan vom 28. November eine die 
westeuropäischen Partner zusätzlich 
irritierende Rolle, so hatte der Bundes­
kanzler schon am 18. November 1989 
"bei einem informellen Abendessen der 
Staats- und Regierungschefs im Elysee 
das tiefe Misstrauen der Kollegen" (Der 
Spiegel 2.3.1998, S. 26) erfahren. Die 
beiden klassischen europäischen Mächte 
Frankreich und Grossbritannien aber 
vermochten sich vor allem deshalb nicht 
auf eine gemeinsame deutschlandpoliti­
sche Strategie zu verständigen, weil ihre 

43 Grundsätzlich Biermann 1997, ferner 01-
denbourg 1996, Hacker 1998. 

44 Adomeit 1998, S. 459 f. 
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eigenen europapolitischen Konzepte so 
unterschiedlich waren: 

Ging Margaret Thatcher weiterhin von 
einem klassischen Mächtespiel relativ 
unabhängiger Grössen aus, so zeigte sich 
Präsident Mitterrand bemüht, durch For­
cierung der ja ohnehin angelegten weite­
ren Integrationstendenzen - politische 
Union und Währungs- und Wirtschafts­
union standen schon damals auf der 
"Agenda"- das vereinigte Deutschland so 
einzubinden, dass es möglichst bald 
einen Teil seines eigenstaatlichen Radi­
us' und damit seiner potenziellen Grass­
machtqualitäten verlor. 

Diese Strategie fand Anfang 1990 die 
volle Akzeptanz Helmut Kohls und damit 
war die aus der Sicht Mitterands zumin­
dest zweitbeste Lösung der deutschen 
Frage möglich: wenn schon nicht all­
mähliches Zusammenwachsen der beiden 
deutschen Staaten in einem bereits ver­
einten Europa, dann doch unverzügliche 
Transformation des wiedervereinigten 
Deutschlands in ein sich vereinigendes 
Europa - jedoch mit der Konsequenz, 
dass auch die anderen Teilhaber an der 
Integration gleiche Abstriche an ihrer 
Souveränität hinnehmen mussten. Aller­
dings ist hinzuzuftigen, dass naturgernäss 
die Währungsfrage ftir Deutschland, das 
ja bereits über eine weltweit angesehene 
stabile Reservewährung verfUgte, eine 
gravierendere Rolle spielte als ftir seine 
Partner. Margaret Thatcher bemühte sich 
um eine Hinauszögerung der deutschen 
Einheit, im übrigen nicht einfach nur aus 
einer Art antideutscher Phobie; noch 
bedeutsamer war ihre Einschätzung der 
gesamteuropäischen Lage: 

Komme es zu einer forcierten deutschen 
Wiedervereinigung gegen den erklärten 
Willen der Sowjetunion, so ihre Be­
ftirchtung, dann könne es auch zu einem 
Kurswechsel, zu einer Vereisung in 
Moskau, zum Abbruch des Reform- und 
Transformationsprozesses und zu einer 
schweren, weltpolitisch äusserst brisan­
ten europäischen Krise kommen - beden-
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ke man nur, dass mittlerweile in Polen 
der Schritt hin zu der westlich orientier­
ten Regierung Mazowiecki vollzogen sei. 
All dies würde dann unter Umständen 
gefährdet, zudem die Perestroika-Politik 
Gorbatschows selbst. Festzuhalten ist 
aber auch, dass die britische Diplomatie 
in den tatsächlichen Abläufen des Zwei­
Plus-Vier-Prozesses zur deutschen Ein­
heit ab Frühjahr 1990 eine sehr kon­
struktive, deutsche Anliegen oft klug 
begleitende Haltung zeigte, gewisserma­
ssen unterhalb der Rhetorik der politi­
schen Spitze.45 

Das eigentlich Verblüffende der elf Mo­
nate von November 1989 bis September 
1990 ist nicht so sehr die Tatsache, dass 
die deutsche Wiedervereinigung über­
haupt zustande kam. Das eigentlich 
Verblüffende an diesem Prozess ist viel­
mehr, dass sie in Gestalt der uneinge­
schränkten Westbindung der nun vergrö­
sserten Bundesrepublik möglich war. 
Dies gilt um so mehr, als sich selbst die 
beiden Protagonisten der Bonner Politik, 
Bundeskanzler Kohl und Bundesaussen­
minister Genscher, in diesem Punkt nicht 
uneingeschränkt konsequent zeigten bzw. 
angesichts des öffentlichen Simmungs­
bildes zeigen konnten: 

Während Kohl Anfang 1990 eher kurz­
fristig wohl eine gesamtdeutsche NATO­
Mitgliedschaft unter Einschluss eines 
demilitarisierten Territoriums der frühe­
ren DDR erwog, waren solche Überle­
gungen bei Genscher weitergehend. Es 
tauchten hier Vorstellungen von zwei 
deutschen Armeen, von einer dauerhaften 
Ausklammerung der DDR aus dem 
NATO-Gebiet und andere Varianten auf. 
Ob man allerdings deshalb schon dezi­
diert von einem "Deutschland-Plan"46 

Genschers sprechen kann, sei dahinge­
stellt. Schliesslich muss man auch den 
jeweiligen innenpolitischen Stellenwert 
der von Kohl und Genscher entwickelten 

45 Jackisch 1996. 
46 Biermann 1998. 
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Varianten im "Superwahljahr" 1990 
sehen. 

Wenn sich die USA mit ihrem Verlangen 
nach konsequenter W estbindung, vor 
allem NATO-Mitgliedschaft des wieder­
vereinigten Deutschlands, ohne politisch 
und strategisch bedeutsame Abstriche, 
durchsetzten, so war dies nicht selbstver­
ständlich. Es kam schon wesentlich 
darauf an, dass sich die Interessenwahr­
nehmungen der politischen Führung dazu 
entsprechend wandelten. Eine gewisse 
Rolle spielte, dass sich die bisherigen 
ostmitteleuropäischen Partner der Sow­
jetunion, vor allem Warschau und Prag, 
mit ihren neuen demokratischen Führun­
gen am wenigsten für ein ungebundenes 
Deutschland in der Mitte Europas, aus 
ihren Erfahrungen in der Zwischen­
kriegszeit gewissermassen das Modell 
Rapallo, begeistern konnten . Auf Au­
ssenminister Schewardnadse hat dies 
durchaus Eindruck gemacht.47 Entschei­
dend aber dürfte wohl gewesen sein, dass 
Gorbatschow und Schewardnadse sich 
von einer schnellen, wenn auch mit ho­
hen politischen Kosten verbundenen 
Lösung der deutschen Frage das höchst­
mögliche Mass an deutscher Unterstüt­
zung für den eigenen Transformations­
prozess versprachen. Darüber hinaus 
konnte Deutschland mit dem sowjeti­
schen Wiedervereinigungszugeständnis 
als westlicher Fürsprecher optimal posi­
tioniert werden. Wie schwer man sich in 
Moskau trotzdem mit der Freigabe der 
Kriegsbeute DDR, des Siegespreises im 
Grossen Vaterländischen Krieg, tat, zeigt 
die Tatsache, dass zwar Ende Mai 1990 
Gorbatschow in den USA gegenüber 
Präsident Bush und kurz darauf Sche­
wardnadse in Brest-Litowsk gegenüber 
Genscher die Möglichkeit einer gesamt­
deutschen NATO-Mitgliedschaft bereits 
in Aussicht stellten. Aber noch bei der 
Zwei-Plus-Vier-Konferenz wenige Wo­
chen später hielt Schewardnadse in Ber-

47 Kohl 1996, S. 343 . 
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lin-Hohenschönhausen eine "Fensterre­
de" - er selbst hat daraus kaum einen 
Hehl gemacht. Sie lief auf ein sicher­
heitspolitisch zweigeteiltes, unter Vier 
Mächte-Kuratell stehendes Deutschland 
hinaus und wies damit in die unmittelba­
re Nachkriegszeit zurück. Solche Köder 
mussten den alten Moskauer Eliten in 
Diplomatie und Militär noch hingehalten 
werden. So ist auch die Erklärung des 
NATO-Gipfels von Anfang Juli 1990 in 
London mit dem Tenor, die Konfrontati­
on des Kalten Krieges gebe es nicht 
mehr, die Bündnisse müssten sich wan­
deln und zusammenarbeiten, vor allem 
auch als schliesslich erfolgreiche psy­
chologische Unterstützung der Linie von 
Gorbatschow und Schewardnadse zu 
sehen. 

Für den Westen lag der "Sinn" der deut­
schen Wiedervereinigung am Ende in 
einer dreifachen Wirkung, die man sich 
von ihr versprechen konnte: 

Erstens war sie Ausdruck und wichtigstes 
Element des welthistorischen Sieges im 
Kalten Krieg, durch den der europäische 
Kontinent von einem, wenn auch über 
lange Zeit stabilen, so doch Kräfte zeh­
renden und viele Ressourcen verschlin­
gende Antagonismus befreit wurde. 

Zum zweiten schien sie Deutschland in 
die Rolle zu versetzen, als europäischer 
Partner der USA die klassische amerika­
nische Penetrationspolitik hin zu Demo­
kratie und freiem ökonomischem Aus­
tausch zu unterstützen. Es bleibt dabei 
abzuwarten, ob dafür im amerikanischen 
Kalkül die künftigen eigenen Möglich­
keiten Deutschlands angesichts der fort­
schreitenden europäischen Integration 
richtig eingeschätzt wurden. 

Schliesslich wurde die deutsche Wieder­
vereinigung zum Katalysator in der Eu­
ropapolitik: "Der deutsche Nationalstaat 
wurde zwar wieder hergestellt - vor 
Erreichen der Finalität der europäischen 
Einigung. Aber die List der Geschichte 
liegt eben darin, dass diese Wiederher-
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stellung dadurch möglich gemacht bzw. 
nachhaltig erleichtert wurde, dass der 
Stellenwert des Nationalstaates als politi­
sches Bezugsobjekt mittlerweile in Euro-

bi. h d . . "48 pa erhe 1c re uz1ert 1st. 
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Wiegrefe 1993 = Klaus Wiegrefe : Doku­
mentation Honecker und Brechnew auf der 
Krim 1976, in: Vfl, 4111993, H. 4, S. 589 
- 619. 
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